
Das ökonomische
Abschlusszeugnis
für AngelaMerkel
Denkfabrik Die wirtschaftspolitische Bilanz nach vier Amtsperioden ist durch-
wachsen: Die Politik entfernt sich in rasantem Tempo von der Marktwirtschaft.
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A
ngelaMerkel steht in der
Mitte ihrer vierten Amts-
zeit. Doch die Koalition
bröckelt, weil sich die
SPD radikalisiert, und die
Kanzlerin hat erklärt,

dass sie nichtmehr antretenwill. Nur die
Angst vor Neuwahlen hält die Koalition
noch zusammen. Zeit also für eine öko-
nomische Bilanz.

Auf den ersten Blick war die Amtszeit
der Kanzlerin erfolgreich. Sie brach den
verhängnisvollen Trend einer um sich grei-
fenden Arbeitslosigkeit, der in den Jahr-
zehnten seitWilly Brandt zu verzeichnen
gewesenwar. AlsMerkel ihr Amt 2005
antrat, war Deutschland unter den OECD-
StaatenWeltmeister bei der Arbeitslosigkeit
der gering Qualifizierten, die Zahl der Ar-
beitslosen lagmit knapp fünfMillionen auf
einemMaximum.Heute liegt Deutschland
imNormbereich und zählt nur noch etwas
mehr als zweiMillionen Arbeitslose.

Der Erfolg resultiert indes aus den
Reformen der Regierung von Gerhard
Schrödermit seinemArbeits- undWirt-
schaftsministerWolfgang Clement. Über
eine Lohnspreizung nach unten, die durch
Lohnzuschüsse imHartz-IV-Tarif abgefe-
dert wurde, hatte die damalige rot-grüne
Regierung die Arbeitslosigkeit der gering
Qualifizierten unmittelbar verringert. Mit-
telbar hat sie eine Periode der allgemeinen
Lohnzurückhaltung eingeläutet, die die an-

geschlagene deutscheWirtschaft wieder zu
Kräften kommen ließ. Die nachfolgenden
Regierungen haben die Erfolge Gerhard
Schröders schlicht „konsumiert“.

Es ist anzuerkennen, dass in Angela
Merkels erste Amtsperiode eine Senkung
der Unternehmensteuern und die Rentemit
67 fielen, beides unerlässlicheMaßnahmen
zur Stärkung der Volkswirtschaft. Auch hat
die Kanzlerinmit ihrem Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) die Finanzkrise im
Herbst 2008mit einem überzeugenden
Schutzversprechen für die Sparer gut ge-
meistert. Ein Glanzstück ihrer Amtszeit war
der von Steinbrück propagierte Beschluss
vom Juni 2009, eine Schuldenbremse im
Grundgesetz zu verankern.

Volkswirtschaftlich schädlich waren
hingegen dieMehrwertsteuererhöhung
und die verlängerte Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes. Auch die vomVerfas-
sungsgericht erzwungeneNeuregelung der
Erbschaftsteuer hat außer Komplikationen
nichts gebracht. Der Erbgang gefährdet
noch immer die Existenz von großenUnter-
nehmen undmacht sie zum Spielball von
Private-Equity-Firmen, diemit Zerschla-
gungen schnelles Geld zumachen pflegen.

Die zweite Amtsperiode (2009–2013),
diesmalmit den Liberalen als Koalitions-
partner, fiel durch und durch enttäuschend
aus. Die Senkung derMehrwertsteuer für
Hotels war nur ein kleiner, hässlicher Ta-
schenspielertrick der FDP. Der Beschluss,
bis 2021 aus der Kernenergie auszusteigen,
stellt indes eine gravierende Fehlentschei-
dung dar, an der Deutschland dauerhaft
leidenwird.

Besonders problematisch war der
Bruch desMaastrichter Vertrages durch die
kollektive Absicherung der Schulden Grie-
chenlands 2010. Aus Sicht der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) war das Eis damit
gebrochen, es folgte eineMandatsdehnung
nach der anderen. So lange sie lebe, werde
es keine Eurobonds geben, sagte die Kanz-

lerin – während sie gleichzeitig der EZB
freie Hand bei der Kollektivierung der
Staatsschulden europäischer Krisenländer
gab. Ermuntert durch die Schwäche der
deutschen Politik setzt die EZB heute sogar
dazu an, ihre Druckerpresse für eine grüne
zentralplanerische Lenkung des Kapital-
markts einzusetzen. So zerstört man die
Marktwirtschaft.

InMerkels dritter Amtsperiode, nun
wiedermit der SPD, setzte sich die Abkehr
von derMarktwirtschaft fort. Die Regie-
rung führte die Rentemit 63 und den ge-
setzlichenMindestlohn ein. Zugleich ließ
die Kanzlerin zu, dass die Bundesrepublik
zeitweise die Landesgrenzen aufgab und
rund 1,5Millionen gering qualifizierte
Migranten einreisen ließ, die im deutschen
Wohlstandsstaat die bestmögliche Flucht-
burg sahen. Zuletzt, in der vierten Amtspe-
riode, beseitigtemanmit derMindestrente
das Äquivalenzprinzip der umlagefinanzier-
ten Rentenversicherung. ImUmweltbereich
kam es nicht zu einem für alle Länder ein-
heitlichen CO2-Preis, sondern zu einem
neo-dirigistischen Flickenteppich, der von
einer Zwangsbeglückungmit E-Autos über
die Abschaffung vonÖlheizungen bis hin zu
einermassiven Beeinträchtigung der Land-
wirtschaft reicht.

Die Kanzlerin war stets bestrebt, den
Gegnern von Links denWind aus den Se-
geln zu nehmen, indem sie deren Politik-
wünsche antizipierte. Dadurch hat sie nicht
nur rechts viel Platz für eine neue Partei ge-
schaffen. Vor allem hat sie die linken Partei-
en gezwungen, nochweiter nach links aus-
zuweichen und immer radikaler zu werden.

Die CDUmuss zur Besinnung kommen
undwieder das werden, was sie einmal war:
Eine Partei zum Schutz bürgerlicherWerte,
die denMenschen klarmacht, dass nur die
Leistungskraft derMarktwirtschaft sozia-
len Frieden und allgemeinenWohlstand
sichern kann. Sie solltemit den anderen
Parteien den offenen Streit um den besten
marktwirtschaftlichen Kurs suchen, statt
sich imWettkampf um die großzügigsten
Sozialleistungen zu verzetteln.Merkels
Taktik der asymmetrischen Demobilisie-
rung hat demWirtschaftsmotor eine ge-
fährliche Unwucht beschert. Es ist an der
Zeit, Taktik wieder durch Politik zu erset-
zen. Es ist Zeit für einenWechsel. n
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„Die Union sollte sich
nicht imWettkampf
mit anderen Parteien
um die großzügigsten
Sozialleistungen
verzetteln“F
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